
SPD nimmt Stellung zu einer möglichen Wählergemeinschaft

"Wir bekommen keine kalten Füße"
Lünen. "Wir sind davon
überzeugt, das politische
Konzept für die positive
Entwicklung Lünens zu ha­
ben, das die Zustimmung
der Mehrheit der Lüner Bür­

gerinnen und Bürger fin­
det", erklärte der Vorsitzen­
de der Lüner SPD Jürgen
Kleine-Frauns zu der Ankün­

digung einer mögli~hen
Gründung einer Wählerge­
meinschaft.

"Kalte Füße", so der SPD-Vor­
sitzende, "bekommt die SPD
wegen einer eventuellen
Gründung einer Wählerge­
meinschaft jedoch nicht".

Die Wählergemeinschaft
werde ihre bisher ausschließ­
lich destruktive Argumenta­
tion aufgeben und sich an
den Realitäten ausgerichteten
Diskussionen stellen müssen.
Die von den Initiatoren öf­
fentlich anerkannte Ver­
pflichtung der vermeintli­
chen Wählergemeinschaft,
auf allen kommunalpoliti­
schen Feldern mitzuarbeiten,
bietet nach Ansicht von Klei-

ne-Frauns in Lünen konkret
die Chance für eine Versachli­
chung der Auseinanderset­
zung. Die Entwicklung Lü­
nens dürfe sich eben nicht auf
eine in erster Linie emotiona­
le Betrachtung von Einzelpro­
jekten beschränken, sondern
müsse am Ganzen ausgerich­
tet sein. "Wenn auch dies von
der Wählergemeinschaft er­
kannt wird, sind wir in jedem
Fall zu einem konstruktiven
Dialog bereit", so der Stadt­
verbandsvorsitzende weiter.

Gespannt sei die SPD da­
rauf, wie die Wählergemein­
schaft die breite Palette der
übrigen kommunalpoliti-

schen Handlungsfelder zum
Wohle der Lüner Bürgerin­
nen und Bürger zu entwickeln
gedenke. Spätestens hier, so
gibt sich Kleine-Frauns opti­
mistisch, werde sich zeigen,
dass die SPD die besseren Al­
ternativen zu bieten habe.

Da die Wählergemein­
schaft sich nur dann gründen
wolle, wenn der Rat ein Bür­
gerbegehren ablehnt, könne
er nicht ausschließen, dass
die Ankündigung nur ein wei­
teres Mittel zur Verunsiche­
rung der Bürger sei. Die Initia­
toren der Wählergemein­
schaft wüssten, dass der Rat
das freiwillige Bürgerbegeh­
ren ablehnen werde, weil die
Frage, die zur Abstimmung
gestellt werden solle, nicht in
Lünen, sondern von der Be­
zirksregierung in Arnsberg
entschieden werde. "Ich kann
mich des Eindrucks nicht er­
wehren, dass es das eigentli­
che Ziel der Initiatoren ist, ei­
ne Kluft zwischen den Bür­
gern und ihren Ratsvertretern
herbeizureden, die tatsäch­
lich nicht vorhanden ist".


